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                                                 Fachanwältin für Erbrecht 
                                 Informationen zum Erbrecht und zur Vorsorge

                                                       Patientenverfügung

                      Wer trifft welche Entscheidungen ( bei einwilligungsunfähigen Patienten ) ?

1. Prüfung der Einwilligungsfähigkeit des Patienten
Jede ärztliche Behandlungsmaßnahme stellt einen Eingriff in den Körper dar und bedarf deshalb der Einwilligung des Patienten.

Der behandelnde Arzt muss prüfen, ob der Patient einwilligungsfähig ist oder nicht. Einwilligungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Patient nicht in der Lage ist, die Tragweite der Situation und seiner Entscheidung zu erfassen und danach seine Entscheidung zu treffen. Ebenso ist eine Einwilligungsunfähigkeit gegeben, wenn der Patient nicht in der Lage ist, seine Entscheid- ung zu artikulieren.
Ist der Patient einwilligungsunfähig, kommt es für die Durchführung, den Abbruch oder die Unterlassung einer ärztlichen Maßnahme auf seinen Willen an.

Ist der Patient nicht einwilligungsfähig, darf der Arzt nicht frei entscheiden, ob die ärztliche Behandlungsmaßnahme durchgeführt werden soll oder nicht.  In diesem Fall muss der Wille des Patienten anderweitig festgestellt werden.

2. Notwendigkeit der Bestellung eines Betreuers
Ist der Patient nicht einwilligungsfähig, dann bedarf er eines Vertreters. Das kann ein Bevoll-mächtigter oder ein Betreuer sein.
Wenn der Patient für den Fall seiner Not keine Vorsorge getroffen hat, dann muss beim zuständigen Amtsgericht ein Betreuungsverfahren durchgeführt werden. Der behandelnde Arzt wird dann beim Gericht einen Antrag auf Durchführung einer Betreuung stellen.

Eine gerichtliche Betreuung ist nicht erforderlich, wenn der einwilligungsunfähige Patient Vorsorge durch Erteilung einer Vorsorgevollmacht getroffen hat. Dann tritt der Bevollmächtigte an die Stelle des Patienten. Im Falle einer schweren Erkrankung ist es Aufgabe des gerichtlich bestellten Betreuers bzw. des Bevollmächtigten, dafür Sorge zu tragen, dass die Patientenverfügung beachtet und durchgesetzt wird.

3. Feststellung der medizinischen Indikation
Nach der Untersuchung des Patienten und Erstellung der Diagnose prüft der behandelnde Arzt, welche ärztlichen Maßnahmen im Hinblick auf den Gesamtzustand und die Prognose des Patienten indiziert sind.

Die Indikation wird zunächst an Hand des Standes der Wissenschaft für den jeweiligen Patienten in seiner konkreten klinischen Situation vom  Arzt beurteilt. Zu entscheiden ist, ob die in Frage kommende Maßnahmen aus ärztlicher Sicht einen Nutzen für den Patienten darstellen kann. Dazu sind zwei Fragen zu beantworten:

a)  Welche Therapieziel wird mit der zur Diskussion stehende Maßnahmen angestrebt ?  
 Jede medizinische Maßnahmen muss zunächst einem vernünftigen Therapieziel dienen, z. B.      der Heilung, der Lebensverlängerung, der Rehabilitation oder der Erhaltung der Lebensqualität. Wenn kein vernünftiges Therapieziel vorhanden ist, z. B. wenn alle zur Verfügung stehenden Maßnahmen bestenfalls eine kurzfristige Verlängerung des Sterbeprozesses bewirken würden, so ist die in Frage kommende Maßnahmen nicht indiziert und darf nicht durchgeführt werden.

b) Ist das angestrebte Therapieziel durch diese Maßnahmen mit einer realistischen   
Wahrscheinlichkeit zu erreichen?

Wenn ein vernünftiges Therapieziel vorhanden ist, so ist zu fragen, ob eine realistische Wahrscheinlichkeit besteht, dieses Ziel mit der geplanten Maßnahmen auch tatsächlich zu erreichen. Wenn eine solche Wahrscheinlichkeit nicht besteht, ist die Maßnahmen medizinisch nicht indiziert ( u. U.  künstliche Ernährung im Endstadium der Demenz ).

4. Arztgespräch zur Feststellung des Patientenwillens
Nach  der Untersuchung, der Erstellung der Diagnose und der Erstellung der medizinischen Indikation weiterer Behandlungsmaßnahmen ist es Aufgabe des Arztes, den Patienten – bzw. im Falle der Einwilligungsunfähigkeit des Patienten den Betreuer oder Bevollmächtigten – über indizierte Behandlungsmöglichkeiten und deren Chancen und Risiken aufzuklären. Dabei handelt es sich um einen der wichtigsten Punkte im Rahmen des Entscheidungsprozesses. Aus diesem Grund wird die gesetzliche Grundlage in § 1901 b BGB wie folgt zitiert:

   „Der behandelnde Arzt prüft, welche ärztliche Maßnahmen im Hinblick auf den

    Gesamtzustand und die Prognose des Patienten indiziert ist. Er und der Betreuer

    erörtern diese Maßnahmen unter Berücksichtigung des  Patientenwillens als 
    Grundlage für die nach § 10901 a zu treffende Entscheidung.
    Bei der Feststellung des Patientenwillens nach § 10901 a Abs. 1 oder der 

    Behandlungswünsche oder des mutmaßlichen Willens nach § 1901 Abs. 1

    Satz 2 soll nahen Angehörigen und sonstigen Vertrauenspersonen des

    Betreuten Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden, sofern dies ohne

    erhebliche Verzögerung möglich ist.   

    Die Absätze 1 und 2 gelten für Bevollmächtigte entsprechend.“

Das Arztgespräch zur Feststellung des Patientenwillens ist der Dreh- und Angelpunkt des

Entscheidungsprozesses. An diesem Gespräch sind Angehörige auch dann zu beteiligen, 

wenn sie weder als Betreuer noch als Bevollmächtigte eingesetzt sind.
5. Entscheidung über Durchführung / Nichtdurchführung weiterer ärztlicher  

    Behandlung mit dem Ziel der Lebenserhaltung

 Wenn der behandelnde Arzt in dem Gespräch darlegt, dass für weitere ärztliche

Behandlungen mit dem Ziel der Lebenserhaltung keine medizinische Indikation mehr gegeben ist, dann ist  in der Regel das Therapieziel zu ändern. Von dem Ziel der unbedingten Lebenserhaltung geht es dann zum Ziel der palliativen Versorgung des Patienten über. Dem Patienten sind Schmerzen und Ängste zu nehmen und er ist auf seinem Weg zu begleiten.
         Wenn der Arzt demgegenüber darlegt, dass weitere medizinische Behandlungen mit dem    

         Ziel der Lebenserhaltung indiziert sind, muss geprüft werden, ob der Patient mit diesen   

         weiteren Behandlungen einverstanden ist oder nicht. Dazu ist sein Wille zu ermitteln.

An dieser Stelle kommt einer Patientenverfügung eine besondere Bedeutung zu. Nach der gesetzlichen Vorschrift hat der Betreuer bzw. der Bevollmächtigte zu prüfen, ob eine Patientenverfügung vorliegt und ob die Festlegungen in der Patientenverfügung auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zutreffen. Wenn das der Fall ist, hat er dem Willen des Betreuen Ausdruck und Geltung zu verschaffen.
Die Entscheidung über die Durchführung einer weiteren ärztlichen Behandlung mit dem  Ziel der unbedingten Lebenserhaltung oder deren Nichtdurchführung  ( und damit z.B. auch die Entscheidung über die Durchführung bzw. Nichtdurchführung einer künstlichen Ernährung  ) trifft ausschließlich der Betreuer bzw. der Bevoll-mächtigte. Diese Entscheidung wird nicht vom Arzt getroffen.

Wenn sich der behandelnde Arzt der Entscheidung des Betreuers bzw. des Bevoll-mächtigten, dass das Unterlassen bzw. der Abbruch der weiteren Behandlung dem Willen des Patienten entspricht, dann kann und muss diese Behandlungsmaßnahme auch unterbleiben bzw. abgebrochen werden. Das gilt auch dann, wenn die Gefahr besteht, dass der Patient auf Grund des Unterbleibens oder Abbruches der Maßnahme stirbt. Die Behandlung ist dann auf palliativmedizinische und pflegerische Maßnahmen zu beschränken.

Wenn der Arzt demgegenüber der Entscheidung des Betreuers bzw. des Bevollmächtigten nicht zustimmt, dann muss der Betreuer bzw. der Bevollmächtigte die Genehmigung des Betreuungsgerichtes einholen. Das gilt dann, wenn die Gefahr besteht, dass der Patient in Folge der unterlassenen oder abgebrochenen Maßnahmen stirbt oder einen schweren oder länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. Das Gericht wird dann vor seiner Entscheidung ein medizinisches Gutachten einholen und ggf. Beweis über den Patientenwillen erheben. Bis zum Abschluss des gerichtlichen Verfahrens muss in der Regel die nach Bewertung des Arztes indizierte ärztliche Behandlung mit dem Ziel der Lebenserhaltung fortgeführt werden.

6. Entscheidung in Notfallsituationen
In Notfallsituationen wird der vorstehend dargestellte Entscheidungsprozess in seinen verschiedenen Stufen wegen der Eilbedürftigkeit der Entscheidung über die Durchführung oder Unterlassung einer ärztlichen Maßnahme nicht möglich sein. Das ist z. B. dann der Fall, wenn der Notarzt ins Haus gerufen wird und sich vor Ort die Frage etwaiger Wiederbe-lebungsmaßnahmen stellt.

In einem solchen Fall muss ggf. ohne Rücksprache mit dem Betreuer/dem Bevollmächtigten vom Arzt eine Entscheidung getroffen werden. Es wird auch nicht die Zeit sein, eine Patientenverfügung durchzulesen und auf ihre Anwendbarkeit hin zu bewerten.
Wenn der Notarzt den Patienten nicht kennt und sich vor Ort nicht sofort vollständig über den gesamten Krankheitszustand des Patienten und dessen Wille sicher informieren kann, wird er die Wiederbelegungsmaßnahmen durchführen müssen und durchführen..
